
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

ZPO § 38

Eine Gerichts standsvereint» aimng, wonach ein bestimmtes 
Gericht eines ausländischen Staates oder andere Gerich­
te dieses Staates fUr alle Streitfälle zuständig sind, 
ist in der Regel dahin auszulegen, daß jedenfalls für 
Ansprüche gegen die Vertragspartei, deren Heimatgerich­
te zuständig sein sollen, die alleinige (ausschließliche) 
Zuständigkeit dieser Gerichte vereinbart ist.

BGH, Urt. v. 20.Dezember 1972 - VIII ZR 113/71 _ OLG Hamburg
LG Hamburg



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

v iii zr 113/71 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
20. Dezember 1972 

Scheibl, 
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

1. der o f f e n e n  
in Firma Teppich-i 
in H f P H H Ü ’ V|_ 
Gesellschafter Pa 
ebenda,

a n d e l s g e S e i l s c h a f t  
Inhaber Paul und Horst 

Straße vertreten durc 
und Horst Helmut

2. de^Caufmanns Paul E S B s t r a ß e  #, in »

3. des Kaufmanns Horst Helmut M

- Prozeßbevollmächtigte
Beklagten und Revisionskläger,

Rechtsanwälte 
und Prof. Dr.

Prof.Pr

ge g e n

die K o m m a n d i t  g ^ e ^ e  
sehen Rechts in Firma S . H H B ,

» Italien, vertreten dur 
ter Cesare Franco
ebenda,

italieni-
ihre Gese] 

und Pierre Bl

Klägerin und Revisionsbeklagte,
Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Dr•



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 6. Dezember 1972 
unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters Dr.Haidinger 
und der Richter Claßen, Mormann, Braxmaier und Hoffmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 10. Zivil­
senats des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
zu Hamburg vom 4. Mai 1971 wird auf Kosten 
der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin, eine italienische Firma, lieferte 
der in H J ^ D  ansässigen Beklagten zu 1), deren per­
sönlich haftende Gesellschafter die Beklagten zu 2) 
und 3) sind, am 20. Dezember 1968 Teppiche für 
8 427,45 DM. Ein Teilbetrag von'5 011,26 DM wurde am 
18. Juli 1969 bezahlt.

Mit der Klage macht die Klägerin den Restbetrag 
von 3 416,19 DM nebst Zinsen geltend. Die Beklagten 
beantragen Klagabweisung. Sie behaupten, die Forde­
rung der Klägerin sei erloschen, weil sie an die Han­
delsvertreter in der Klägerin, die Firma in
H 0 H | ,  mit befreiender Wirkung gezahlt hätten. Hilfs­
weise rechnen sie mit einer ihnen von der Firma ZI 

abgetretenen Forderung auf.
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Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, 
das Berufungsgericht die Berufung zurückgewiesen. 
Mit der Revision, deren Zurückweisung die Klägerin 
begehrt, erstreben die Beklagten die Abweisung der 
Klage.

Entscheidtaigsgründe:

I. Das Berufungsgericht hat die Berufung zurück­
gewiesen, weil eine Zahlung der Beklagten an die Fir­
ma mangels Inkassovollmacht derselben die
Forderung der Klägerin nicht getilgt habe und weil 
eine Aufrechnung mit der von der Firma ^en
Beklagten abgetretenen Forderung infolge der in dem 
Handelsvertretervertrag zwischen der Klägerin und der 
Firma enthaltenen Gerichtsstandsvereinba­
rung unzulässig sei. Es hat die Revision zugelassen, 
ohne in der Urteilsformel etwas Über den Umfang der 

N Zulassung zu bemerken. In den Urteilsgründen heißt es, 
die Revision werde zugelassen, soweit es die in Teil 
II der Entscheidungsgründe behandelte Unzulässigkeit 
der Aufrechnung angehe.

1. Grundsätzlich unterliegt das Berufungsurteil, 
soweit es zum Nachteil der Revisionsklägerin erkannt 
hat, auch dann in vollem Umfange der revisionsgericht­
lichen Nachprüfung, wenn das Berufungsgericht die 
Rechtsfrage, die ihm die Zulassung der Revision ge­
rechtfertigt erscheinen läßt. In der Urteilsformel 
nicht bezeichnet hat und eine Einschränkung des Aus­
spruchs über die Zulassung der Revision sich lediglich 
aus den Urteilsgründen entnehmen läßt (BGH Urt. vom
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25. Oktober 1957 - IV ZR 167/57 = LM ZPO § 546 Nr. 27 
und vom 18. Dezember 1968 - VIII ZR 12/67 = LM ZPO 
§ 546 Nr. 68).

2. Anders ist es indessen, wenn mehrere selb­
ständige Ansprüche Gegenstand des Berufungsurteils 
sind und die grundsätzliche Rechtsfrage, wegen der 
die Revision zugelassen wird, nur für einen Anspruch 
von Bedeutung ist (BGHZ 48, 134, 136) oder wenn mit 
der Klage zwar lediglich ein Anspruch geltend ge­
macht wird, der Beklagte sich aber in verschiedener 
Weise gegen diesen Anspruch verteidigt und die Revi­
sion wegen einer Rechtsfrage zugelassen wird, die 
nur für einen Streitpunkt bedeutsam ist, bei dem es 
sich um einen tatsächlich und rechtlich selbständi­
gen und abtrennbaren Teil des Gesamtstreitstoffes 
handelt (BGHZ 53» 152, 154). Hier haben die Beklag­
ten die Forderung der Klägerin bestritten und hilfs­
weise mit einer ihnen abgetretenen Forderung aufge­
rechnet. Da die Revision nur wegen einer die Aufrech­
nung betreffenden Rechtsfrage zugelassen ist und die 
Aufrechnung mit der von der Firma abgetre­
tenen Forderung ein tatsächlich und rechtlich selb­
ständiger und von dem übrigen Streitstoff abtrenn­
barer Streitpunkt ist, ist die Revision unzulässig, 
soweit die Beklagten geltend machen, die Forderung 
der Klägerin sei durch Zahlving an die Firma 

erloschen.

II. Der revisionsrechtlichen Nachprüfung unter­
liegt mithin nur, ob die von den Beklagten in diesem 
Verfahren erklärte Aufrechnung zulässig ist oder nicht.
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1. Die Zulässigkeit der Aufrechnung ist nach 
dem sog. AufrechnungsStatut zu beurteilen, das dem 
Recht der Hauptforderung folgt, gegen die aufge­
rechnet wird (BGHZ 38, 254, 256). Für die Hauptfor­
derung ist deutsches Recht maßgebend, weil die Par­
teien sich in den Vorinstanzen auf deutsches Recht 
berufen haben und die Frage des auf die Hauptforde­
rung anzuwendenden Rechts überhaupt nicht streitig 
geworden ist. Daraus darf geschlossen werden, daß 
die Anwendung deutschen Rechts dem mutmaßlichen Par­
teiwillen entspricht (Senatsurteil vom 7. März 1962 
-VIII ZR 9/61 = LM Art. 7 ff EGBGB (Deutsches intern. 
Privatrecht) Nr. 17).

a) Die Voraussetzungen für eine Aufrechnung nach 
den §§ 387 ff BGB sind gegeben. Nach § 390 Satz 1 BGB 
kann allerdings eine Forderung, der eine Einrede ent­
gegensteht, nicht aufgerechnet werden. Hierunter fal­
len aber nach allgemeiner und zutreffender Meinung 
nur materiellrechtliche, nicht prozeßrechtliche Ein­
reden (RGZ 123, 348, 349; Soergel/Reimer Schmidt, BGB 
10. Aufl. § 390 Rdn. 1; BGB RGRK 11. Aufl. § 390 Anm.4? 
Palandt, BGB 31. Aufl. § 390 Anm. 1 b) und deshalb 
nicht die Einrede, das Prozeßgericht sei nicht zur 
Entscheidung über die Gegenforderung berufen.

b) Ein sachlich-rechtlich wirkendes Aufrechnungs­
verbot, das zulässig wäre (BGHZ 38, 254, 256), hat das 
Berufungsgericht mit Recht verneint. Eine Gerichts­
standsvereinbarung trifft nach dem Verständnis der 
Vertragsparteien Vorsorge nur für einen Prozeß, ent­
hält aber in aller Regel keine materiellrechtlichen 
Vereinbarungen, die auch außerhalb eines Prozesses
das Rechtsverhältnis zwischen den Parteien regeln sollen.
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Eine solche materiellrechtliche Regelung kann in ei­
ner Gerichtsstandsvereinbarung um so weniger gesehen 
werden, als unter Kaufleuten für den vertraglichen 
Ausschluß der Aufrechnung besondere Klauseln üblich 
sind.

2. Das Berufungsgericht hat aber die Aufrech­
nung im Prozeß für unzulässig gehalten, weil in dem 
Handelsvertretervertrag zwischen der Klägerin und der 
Firma eJ-n ausschließlicher Gerichtsstand
in Italien vereinbart sei, in dieser Abmachung ein 
Verzicht auf die Geltendmachung von Forderungen der 
Firma Z ^ B H B ^ v o r  deutschen Gerichten liege und 
die Beklagten sich diese Abrede nach § 404 BGB ent­
gegenhalten lassen müßten.

3. Das Berufungsgericht hat ohne Erörterung an­
genommen, die Klägerin und die Firma hät­
ten die alleinige (ausschließliche) Zuständigkeit 
der italienischen Gerichte vereinbart. Es hat also 
die Gerichtsstandsklausel für eindeutig gehalten und 
deren Auslegungsfähigkeit verneint. Ob das zutrifft, 
ist eine Rechtsfrage, die der Prüfung des Revisions­
gerichts unterliegt (BGHZ 32, 60, 63). Die danach zu­
lässige Prüfung ergibt, daß durch die zwischen der 
Klägerin und der Firma vereinbarte Gerichts­
standsklausel jedenfalls Ansprüche der Firma Z | ^ i A  

aus dem Handelsvertreterverhältnis gegen die Klä­
gerin nur vor italienischen Gerichten geltend ge­
macht werden konnten.

a) Die in dem zweisprachig abgefaßten Vertrag 
enthaltene Gerichtsstandsklausel lautet:
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"Fpro comp et ent e k Milano o altre tribunale 
in Italia."

bzw.

"Zuständige Gerichtshof für alle Streitfälle
ist Mailand oder andere Rechtssitz in Italien."

b) Schön der Wortlaut der italienischen wie der
deutschen Fassung der Gerichtsstandsklausel spricht 
dafür, daß allein die italienischen Gerichte zur Ent­
scheidung über Ansprüche der Firma gegen
die Klägerin zuständig sein sollen. Daraus, daß nach 
der italienischen Fassung das Gericht in Mailand oder 
ein anderes italienisches Gericht zuständig ist, läßt 
sich entnehmen, daß die Klägerin in jedem Falle nicht 
vor anderen als italienischen Gerichten in Anspruch 
genommen werden sollte. Das wird durch die deutsche 
Fassung der Gerichtsstandsklausel bestätigt, weil da­
nach das Gericht in Mailand oder ein anderes italieni­
sches Gericht für alle Streitfälle zuständig ist.

c) Auch nach der Interessenlage ist anzunehmen, 
daß eine alleinige Zuständigkeit der italienischen 
Gerichte für etwaige Ansprüche der Firma Z ^ m H f e  
gegen die Klägerin vereinbart war.

Da eine Gerichtsstandsklausel in allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen demjenigen begünstigen soll, der 
die Geschäftsbedingungen aufgestellt hat, und somit 
in erster Linie nach seiner Interessenlage auszule­
gen ist (BGHZ 52, 30, 36), kann man hier annehmen, 
daß es vor allem auf die Interessenlage der Klägerin 
ankommt, weil die Gerichtsstandsklausel offensicht-

!
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lieh von ihr entworfen war. Ihr kam es aber darauf 
an, daß sie von der Firma Z ^ H i n u r  vor italieni­
schen Gerichten verklagt werden konnte. Wie der Große 
Senat für Zivilsachen in BGHZ 44, 46 ausgeführt hat, 
ist eine beklagte Partei, die Ausländer ist, daran 
interessiert, vor ihren Heimatgerichten verklagt zu 
werden. Sie hat ein natürliches Interesse daran, daß 
ihre Heimatgerichte, deren Organisation und Funk­
tionsweise sie kennt und deren Sprache sie spricht, 
sich ihrer Rechtssache annehmen. Es kommt hinzu, daß 
die internationale Zuständigkeit über das Verfahrens­
recht entscheidet, nach dem der Rechtsstreit abge­
wickelt wird, und vielfach auch dafür maßgebend ist, 
nach welchem materiellen Recht entschieden wird.

Die Firma Z d H H B I  ̂ onnte mit der alleinigen 
Zuständigkeit der italienischen Gerichte für Ansprü­
che gegen die Klägerin einverstanden sein. Da der 
Schwerpunkt eines Handelsvertreterverhältnisses Je­
denfalls dann, wenn ein Handelsvertreter nur im Be­
reich einer einzigen Rechtsordnung tätig werden soll 
und dort auch seine Niederlassung hat, regelmäßig in 
diesem Bereich liegt, ist hier nach dem sog. hypo­
thetischen Parteiwillen deutsches Recht anwendbar 
(BGHZ 53, 332, 337). Danach ist Erfüllungsort für 
die Verpflichtungen des Unternehmers der Ort von des­
sen gewerblicher Niederlassung (Schröder, Recht des 
Handelsvertreters 4. Aufl. § 86 Rdtu 51). Die Ver­
pflichtungen der Klägerin gegenüber der Firma

waren also in Italien zu erfüllen, so daß der 
Gerichtsstand des Erfüllungsortes ohnehin in Italien 
war.
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4. Sind demnach für Ansprüche der Firma Z ^ §  
gegen die Klägerin allein die italieni­

schen Gerichte zuständig, so kann es dem inländi­
schen Gericht aus prozeßrechtlichen Gründen unter­
sagt sein, den Aufrechnungseinwand zu berücksichti­
gen. Eine solche Einschränkung der Prüfungsbefugnis 
im Prozeß kann sich aus zwingendem Prozeßrecht oder 
aus einer prozeßrechtlichen Vereinbarung der Par­
teien ergeben.

a) Macht die beklagte Partei im Prozeß vor ei­
nem ordentlichen Gericht geltend, die Klageforderung 
sei durch Aufrechnung mit einer Gegenforderung erlo­
schen, so erhebt sie damit eine rechtsvemichtende 
Einwendung. Dadurch wird die Gegenforderung nicht 
rechtshängig (BGHZ 57, 242). Streitgegenstand bleibt 
allein die Klageforderung. Nach dem Streitgegenstand 
allein richtet es sich grundsätzlich, ob die Prozeß­
voraussetzungen der Gerichtsbarkeit, des Rechtswe- . 
ges und der Zuständigkeit, ohne die ein Sachurteil 
nicht ergehen darf, gegeben sind. Da jedoch nach 
§ 322 Abs. 2 ZPO auch die Entscheidung, daß die auf­
gerechnete Gegenforderung nicht bestehe, der Rechts­
kraft fähig ist, hat sich die Rechtsprechung veran­
laßt gesehen, den erwähnten Grundsatz, daß die Pro­
zeßvoraussetzungen nur hinsichtlich des Streitgegen­
standes, also der Klageforderung, gegeben sein müs­
sen, beim Aufrechnungseinwand in gewissem Umfang zu 
durchbrechen. So ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs eine Entscheidung über das Be­
stehen der aufgerechneten Forderung, und deshalb die 
Berücksichtigung des Aufrechnungseinwandes unzuläs-



sig, wenn für die aufgerechnete Forderung die deut­
sche Gerichtsbarkeit nicht gegeben ist (BGHZ 19,341), 
ferner, wenn für die Gegenforderung nicht der Rechts­
weg vor den ordentlichen Gerichten, sondern vor den 
Verwaltungsgerichten eröffnet ist (BGHZ 16, 124 ff).
Das gleiche gilt jedoch nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes nicht, wenn statt des ordentli­
chen Gerichts das Arbeitsgericht oder das Landwirt- 
schaftsgericht für die Entscheidung über die Gegen­
forderung zuständig sLnd, weil es sich insoweit nicht um den 
Rechtsweg, sondern um die sachliche Zuständigkeit han­
dele (BGHZ 26, 304; 40, 338). In den Fällen der feh­
lenden Gerichtsbarkeit und des fehlenden ordentlichen 
Rechtsweges steht zwingendes Prozeßrecht einer der 
Rechtskraft fähigen Entscheidung des ordentlichen Ge­
richts über das Bestehen der Gegenforderung entge­
gen. Ob dasselbe auch im Falle einer (gesetzlich) aus­
schließlichen Zuständigkeit im Sinne des § 40 Abs. 2 
ZPO, über die also die Parteien nicht verfügen können, 
gilt (ablehnend: Stein/Jonas/Pohle, ZPO 19. Aufl. § 145 
Anm. VI 2 a; Baumbach/ Lauterbach, ZPO 30. Aufl. § 145 
Anm. 4 E; Habscheid, ZZP 76, 371, 380), braucht hier 
nicht entschieden zu werden. Hier steht keine (gesetz­
lich) ausschließliche Zuständigkeit in Frage, sondern 
eine vereinbarte alleinige Zuständigkeit. Berührt wer­
den hier also nicht zwingende Vorschriften des Prozeß­
rechts, sondern allein die Parteivereinbarung über die 
örtliche und zugleich internationale Zuständigkeit,wie. 
sie in Ziff. 9 des Handelsvertretungsvertrages zwi­
schen der Klägerin und der Firma getroffen
ist.

b) Daraus ergibt sich die Frage, ob diese Ge­
richtsstandsvereinbarung zugleich die Vereinbarung
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enthält, die Vertragsparteien dürften die Aufrech­
nung mit Forderungen, die unter die Gerichtsstands- 
Vereinbarung fallen, in einem Prozeß nur vor den als 
zuständig vereinbarten italienischen Gerichten gel­
tend machen.

In der Rechtsprechung ist anerkannt, daß Ver­
träge zulässig sind, in denen sich die Parteien zu 
einem bestimmten prozessualen Verhalten verpflich­
ten, insbesondere dazu, sich im Prozeß vor einem be­
stimmten Gericht nicht auf die Aufrechnung mit einer 
Gegenforderung zu berufen, Uber die nach der Vereinba­
rung der Parteien ein anderes Gericht entscheiden soll 
(BGHZ 38, 254, 258). Oer Bundesgerichtshof hat aaO 
(abweichend teilweise BGHZ 23» 17» 22) entschieden, 
ein Schiedsvertrag enthalte für die Vertragspartei­
en das vertragliche Verbot, einem ordentlichen Ge­
richt durch Geltendmachung des Aufrechnungseinwandes 
die Prüfung zu -unterbreiten, ob eine dem Schiedsver­
trag unterfallende Forderung bestehe. Das gleiche 
gilt nach Auffassung des erkennenden Senats dann, 
wenn für die Forderung, mit der auf gerechnet wird, 
die alleinige Zuständigkeit eines ausländischen Ge­
richts vereinbart ist.

Durch den Schiedsvertrag entziehen die Parteien 
bestimmte Streitigkeiten staatlichen Gerichten und 
übertragen die Entscheidung auf Schiedsgerichte. Bei 
der Vereinbarung eines alleinigen Gerichtsstands im 
Ausland belassen die Parteien es zwar bei der Zu­
ständigkeit der staatlichen Gerichte. Die Partei, 
die dazu in der Lage ist, setzt aber ihr Interesse 
durch, nur vor den Gerichten ihres HeimatStaates ver-



klagt werden zu können. Da sie - wie dargelegt wur­
de - diesen Gerichten ein größeres Vertrauen entge­
genbringt als den Heimatgerichten des anderen Ver­
tragsteils und da die internationale Zuständigkeit 
Uber das anzuwendende Verfahrensrecht entscheidet 
und häufig auch fUr das materielle Recht maßgebend 
ist, nach dem der Rechtsstreit entschieden wird, soll 
nach dem maßgebenden Vertragswillen auch die Entschei­
dung über die Aufrechnung mit einer Gegenforderung ih­
ren Heimatgerichten Vorbehalten sein. Die Vereinba­
rung eines alleinigen Gerichtsstands im Ausland ent­
hält daher ebenso wie ein Schiedsvertrag ein vertrag­
liches Verbot, sich im Prozeß auf die Aufrechnung mit 
einer Gegenforderung vor einem anderen als dem Schieds­
gericht bzw. dem vereinbarten ausländischen Gericht zu 
berufen.

Das ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn gegen­
über einer nicht der Gerichtsstandsklausel unterlie­
genden Forderung mit einer abgetretenen Forderung aus 
einem anderen Rechtsverhältnis aufgerechnet wird, für 
die die alleinige Zuständigkeit eines ausländischen Ge­
richts vereinbart ist. Ob eine Aufrechnung auch dann 
ausgeschlossen ist, wenn der ausländische Vertrags­
gegner selbst eine der Gerichtsstandsvereinbarung U n ­
terliegende Forderung vor einem inländischen Gericht 
einklagt, kann dahingestellt bleiben, weil die Beklag­
ten gegenüber der nicht unter die Gerichtsstandsverein­
barung fallenden Forderung der Klägerin die Aufrech­
nung mit einer ihnen abgetretenen und der Gerichts­
standsvereinbarung unterliegenden Forderung erklärt hat­
ten.
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III. Die Revision war mithin zurückzuweisen. 
Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 ZPO.

Dr. Haidinger Claßen Mormann

Braxmaier Hoffmann
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